
.' ·AUSFERTIGUNG 

VERWALTUNGSGERICHT HALLE 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 
In der Verwaltungs rechtssache 

gegen 

das Landesamt für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt, 
vertreten durch den Präsidenten, 
Otlo-von-Guericke-Straße 15, 39104 Magdeburg, - 21.203-0513-252/12-

Streitgegenstand: Katasterrecht 

Klägers, 

Beklagter, 

hat das Verwaltungsgericht Halle - 2. Kammer - auf die mündliche Verhandlung vom 
19. April 2013 durch die Richterin am Verwaltungsgericht als Einzelrichterin für 
Recht erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der 
Kläger darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in 
Höhe von 110 % des Vollstreckungsbetrages abwenden, 
wenn nicht der Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in 
gleicher Höhe leistet. 
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Tatbestand: 

. ', 

Der Kläger wendet sich gegen die Löschung der Eintragung eines Schleppdachs im 
Liegenschaftskataster. 

Er ist Eigentümer des mit einem Wohnhaus bebauten Grundstücks Flurstück 215/69 , 
Flur 4, Gemarkung  (  Straße 22). 

Im Oktober 2006 überprüfte der Beklagte den Gebäudebestand im Wege eines Feld-

vergleichs in der Gemarkung . Dabei stellte er fest, dass im Liegenschafts-

kataster ein Schlepp dach nachgewiesen ist, das nach seiner katasterrechtlichen Defin i-

tion kein Gebäude ist. Im Juli 2008 fand ein weiterer Feldvergleich entsprechend des 

Aktualitätsgebots statt. Der Beklagte löschte daraufhin das Schlepp dach und gab dem 

Kläger die entsprechende Fortführung des Liegenschaftskatasters mit Bescheid vom 5. 
September 2008 bekannt. 

Im Juli 2011 führte der Beklagte einen weiteren Feldvergleich hinsichtlich des Gebäu-

debestandes in der Gemarkung  durch. Dabei stellte er fest, dass sich der 

im Liegenschaftskataster nachgewiesene Gebäudebestand für das Flurstück des Klä-

gers nicht verändert hatte. 

Unter dem 17. April 2012 machte der Beklagte den beteiligten Eigentümern, Erbbaube-

rechtigten und Nutzungsberechtigten die Veränderungen der Liegenschaftskarte durch 

Offenlegung bekannt, nachdem er den Nachweis des Liegenschaftskatasters hinsicht-

lich der Darstellung der Gebäude in den Gemarkungen  u.a. überprüft und 

die Liegenschaftskarte ergänzt und aktualisiert hatte und die Nachweise des Liegen-

schaftskatasters hinsichtlich der Gebäudedarstellung verändert worden waren. Die 

Offenlegung wurde im Würde-Salza-Spiegel vom 27. April 2012 veröffentlicht. 

Am 10. Mai 2012 legte der Kläger Widerspruch gegen die Offenlegung ein und erklärte 

zur Niederschrift bei dem Beklagten, dass u.a. ein örtlich vorhandenes Gebäude aus 

der Liegenschaftskarte gelöscht und Gebäudeteile nicht in die Liegenschaftskarte auf-
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genommen worden seien. Ebenso beanstandete er die Angabe der tatsächlichen Nut-

zung des Nachbarflurstücks 794. Außerdem legte er u.a. ein Widerspruchsschreiben 

vom 16. September 2008 vor. 

Der Kläger erklärte unter dem 24. Mai 2012, bei seinem am 10. Mai 2012 eingelegten 

Rechtsbehelf handele es sich um einen Widerspruch. 

Der Beklagte legte den Antrag des Klägers als Antrag auf Überprüfung des Liegen-

schaftskatasters aus und führte am 8. Juni 2012 einen emeuten Feldvergleich durch, 

bei dem der Gebäudebestand des betroffenen Flurstücks vor Ort in Augenschein ge-

nommen wurde. Die Überprüfung ergab, dass es sich bei dem gelöschten Gebäude 

um ein Schleppdach handelte, das nach vermessungsfachlichen Maßstäben nicht der 

Definition eines Gebäudes entspricht. Außerdem wurde ein Altgebäude ermittelt, das 

von Amts wegen in die Liegenschaftskarte übemommen wurde. 

Mit Schreiben vom 22. Juni 2012 teilte der Beklagte dem Kläger mit, dass die Darstel-

lung der Gebäude auf seinem Grundstück durch die Offenlegung vom 12. Mai 2012 bis 

1. Juni 2012 nicht betroffen gewesen sei. Außerdem beantwortete der Beklagte die 

Einwände des Klägers und übersandte eine geänderte Liegenschaftskarte, in der das 

am 8. Juni 2012 festgestellte Altgebäude aufgenommen wurde. 

Am 26. Juni 2012 hat der Kläger vor dem Verwaltungsgericht "gegen die vorliegende 

Liegenschaftskarte vom 9. Mai 2012" Klage erhoben. Zur Begründung macht er gel-

tend: Er habe bereits mit Schreiben vom 16. September 2008 Widerspruch gegen den 

Bescheid vom 5. September 2008 eingelegt. Eine Antwort auf sein habe er von dem 

Beklagten zwar nicht erhalten. Der Beklagte habe den Erhalt seines Schreibens vom 

16. September 2008 aber dadurch dokumentiert, dass er das Liegenschaftskataster 

geändert habe. Da der Beklagte die Liegenschaftskarte mit Schreiben vom 22. Juni 

2012 - im Laufe der Offenlegung - nochmals geändert habe, sei die Klagefrist gewahrt. 

Der Beklagte habe ein noch vorhandenes Gebäude - das auf seinem Grundstück vor-

handene Schleppdach - zu Unrecht aus der Liegenschaftskarte gelöscht. Er habe 

fälschlich angegeben, das Gebäude sei nicht mehr vorhanden. Die Änderungen in den 
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Jahren 2011 könnten nicht auf Feldvergleichen beruhen. Soweit der Beklagte davon 

ausgehe, dass Gebäude mit weniger als drei Seitenwänden keine liegenschaftsrele-

vanten Gebäude seien, gebe es dafür keine Rechtsgrundlage, weil das VermGeoG 

LSA keine Definition enthalte. In anderen Bundesländern würden Schleppdächer in der 

Liegenschaftskarte dargestellt. Die Definition des Beklagten widerspreche der Bauord-

nung des Landes Sachsen-Anhalt. Im bauordnungsrechtlichen Sinne sei das Schlepp-

dach zur Ermittlung von Abstandsflächen heranzuziehen. Die Wandhöhe am Schlepp-

dach sei größer als 3 m, eine Grenzbebauung daher nur bei Erteilung einer Abwei-

chung möglich. Die Rechtsrelevanz eines Gebäudes ergebe sich nicht aus der Anzahl 

der Wände. Im Übrigen sei die streitige Überdachung zweiseitig von Wänden begrenzt. 

Durch die willkürliche Streichung des Schleppdaches aus dem Liegenschaftskataster 

sehe er die Bestandssicherung der vorhandenen Grenzbebauung und damit die Do-

kumentation der Baulast auf dem Nachbargrundstück gefährdet und sein Eigentums-

recht verletzt. Es könnten Nachteile dadurch entstehen, dass das Schleppdach nicht 

eingetragen sei, z.B. für Fragen der Dachflächenentwässerung. Das gelöschte 

Schleppdach sei daher wieder in die Liegenschaftskarte einzutragen. An seinen Be-

denken gegen die Eintragung der Nutzungsart des Nachbarflurstücks halte er nicht 

fest. 

Der Kläger beantragt, 

die durch Offenlegung vom 2. Mai bis 1. Juni 2012 bekannt gegebene 
Liegenschaftskarte des Beklagten sowie die mit Schreiben vom 22. Juni 
2012 bekannt gegebene Liegenschaftskarte des Beklagten aufzuheben, 
soweit sie die südöstliche Grenze des Gebäudes auf dem Grundstück 
Gemarkung  Flur 4, Flurstück 215/69, betrifft und den Be-
klagten zu verpflichten, das auf diesem Grundstück vorhandene 
Schleppdach entsprechend der vor dem 5. September 2008 vorhande-
nen Eintragung wieder in der Liegenschaftskarte einzutragen. 

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Er führt zur Begründung aus: Die Löschung des Gebäudeteils Schleppdach sei im Jahr 

2008 bestandskräftig geworden. Nach erneuter Auswertung der Verfahrensakte und 

aller weiteren Unterlagen sei das Schreiben des Klägers vom 16. September 2008 
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nicht bei ihm eingegangen. Eingehende Widersprüche würden beantwortet. Der Kläger 

habe gegen die Löschung des Schleppdachs, die ihm mit Bescheid vom 5. Septem ber 

2008 bekannt gegeben worden sei, nicht fristgemäß Klage erhoben. Im Übrigen sei die 

Löschung auch rechtmäßig, weil ein Schleppdach kein Gebäude im Sinne des § 11 

Abs. 1 Satz 1 VermGeoG LSA sei. Der Begriff des Gebäudes sei enger als der der 

baulichen Anlage im Sinne der BauO LSA. Die räumliche Umschließung setze nicht 

voraus, dass das Gebäude an allen Seiten Außenwände habe. Mehr als zwei Seiten 

müssten jedoch umschlossen sein. Diese Voraussetzungen erfülle das streitbefangene 

. Schleppdach nicht, da es weniger als von zwei Seiten umschlossen sei. Es sei einem 

Carport gleichzusetzen, der auch nicht in der Liegenschaftskarte nachgewiesen werde. 

Nach seiner Verwaltungspraxis seien Gebäudeteile, die angesetzt seien, wie etwa ein 

Dachüberstand, nicht in die Liegenschaftskarte einzutragen. Für ihn sei nicht ersicht-

lich, welcher Zusammenhang zwischen der Dokumentation der baulichen Anlage 

Schleppdach im Liegenschaftskataster und einer Baulast bestehen solle. Er habe das 

Schleppdach im Jahr 2008 zu Recht aus der Liegenschaftskarte gelöscht. Vor 1995 

seien 95 % der Gebäude durch Luftbefliegungen in die Liegenschaftskarte aufgenom-

men worden. Heute führe er tumusmäßige Feldvergleiche durch. So sei es auch im 

vorliegenden Fall gewesen. Der Kläger werde durch die Offenlegung nicht beschwert, 

weil der Gebäudebestand auf seinem Flurstück nicht fortgeführt worden sei. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der 

Gerichtsakten sowie der beigezogenen Verwaltungsvorgänge Bezug genommen; er 

war Gegenstand der mündlichen Verhandlung. 

Entscheidungsgründe: 

Die Klage hat keinen Erfolg. Sie dürfte bereits unzulässig sein. 

Soweit sich der Kläger gegen die von dem Beklagten durch Offenlegung in der Zeit 

vom 2. Mai bis 1. Juni 2012 bekannt gemachten veränderten Angaben in der Liegen-

schaftskarte für den Bereich der Gemarkung wendet, ist die Klage zwar als 

Anfechtungsklage statthaft, weil die Veränderung der Liegenschaftskarte im Wege der 

Offenlegung ein Verwaltungsakt ist, soweit er den Verlauf der Flurstücksgrenzen oder 
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- wie hier - die Lage von Gebäuden betrifft. Diese Änderung erfüllt alle Voraussetzun-

gen eines Verwaltungsaktes (vgl. VG Dessau, Urt. v. 17.03.2004-1 A 474/02 OE -). 

Der Kläger dürfte hiergegen auch rechtzeitig Klage erhoben haben. Die Klage dürfte 

insbesondere innerhalb der Monatsfrist nach § 74 Abs. 1 Satz 2 VwGO seit Bekannt-

gabe des Verwaltungsaktes am 1. Juni 2012 bei Gericht eingegangen sein. Die Be-

kanntgabe dürfte hier mit dem Ablauf der Offenlegungszeit am 1. Juni 2012 erfolgt sein 

(vgl. § 12 Abs. 3 Satz 1 VermGeoG LSA). Mit der Beendigung der Auslegung ist auch 

der Inhalt der Veränderungen (und damit der entsprechenden Verwaltungsakte) den 

Betroffenen bekannt gegeben worden (vgl. VG Dessau, Urt. v. 22.10.2003 - 1 A 

1054/01 OE -). 

Die Klage dürfte insoweit aber bereits unzulässig sein, weil er dadurch nicht mögli-

cherweise in seinen Rechten verletzt sein (vgl. § 42 Abs. 2 VwGO) und ihm insoweit 

keine Klagebefugnis gemäß § 42 Abs. 2 VwGO zustehen dürfte. Denn die durch Offen-

legung in der Zeit vom 2. Mai bis 1. Juni 2012 bekannt gemachten veränderten Anga-

ben in der Liegenschaftskarte für den Bereich der Gemarkung betrafen 

nicht das Grundstück des Klägers. Soweit der Kläger die Veränderungen der Liegen-

schaftskarte bei anderen, nicht in seinem Eigentum stehenden Flurstücken angreift, so 

fehlt ihm dafür die Betroffenheit in eigenen subjektiven Rechten und damit die Klagebe-

fugnis gemäß § 42 Abs. 2 VwGO (vgl. VG Dessau, Urt. v. 22.10.2003 - 1 A 1054/01 

DE-). 

Gleiches gilt für die mit Schreiben vom 22. Juni 2012 erneut geänderte Liegenschafts-

karte. Denn darin wurde nur ein Altgebäude in die Liegenschaftskarte aufgenommen, 

gegen das sich der Klägerin nicht wendet. Hinsichtlich der übrigen Eintragungen dürfte 

das Rechtsbehelfsverfahren nicht erneut eröffnet worden sein, weil diese nicht geän-

dert wurden. 

Die Klage ist jedenfalls unbegründet. Die Löschung des Schlepp dachs ist rechtmäßig 

und verletzt den Kläger nicht in seinen Rechten (vgl. § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Sie 

findet ihre Rechtsgrundlage in § 11 Abs. 1 Sätze 1 und 2 VermGeoG LSA, wonach das 

Liegenschaftskataster für das Landesgebiet alle Liegenschaften - also Flurstücke und 

Gebäude - nachweist. Das sich hieraus ergebende Buchungsgebot ist umfassend und 

ausnahmslos, so dass eine Buchungspflicht besteht (vgl. VG Dessau, Urt. v. 
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14.04.2005 - 2 A 291/04 OE -; Kummer/Möllering, a.a.O., § 11 Erl. 3.4.1). Deshalb ist 

von Amts wegen dafür zu sorgen, dass jede Fläche des Landesgebietes und jedes 

Gebäude erfasst und nachgewiesen wird (vgl. Kummer/Möllering, Vermessungs- und 

Geoinformationsrecht Sachsen-Anhalt, 3. Auflage, § 11 Erl. 3.4.2). Nach § 11 Abs. 4 

Nr. 1 VermGeoG LSA besteht der Inhalt des Liegenschaftskatasters insbesondere aus 

Angaben zu der Geometrie der einzelnen Liegenschaften (geometrische Daten). Die 

Fortführung des Liegenschaftskatasters setzt daher voraus, dass ein die Veränderung 

einer Eintragung im Liegenschaftskataster rechtfertigender bzw. gebietender Tatbe-

stand vorliegt. 

Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt. Da das sog. Schleppdach kein Gebäude und 

damit keine Liegenschaft im Sinne des § 11 VermGeoG LSA ist, hat der Beklagte es zu 

Recht aus dem Liegenschaftskataster gelöscht. 
I 

Der Begriff des Gebäudes ist zwar im VermGeoG LSA nicht gesetzlich definiert. Er 

kann jedoch im Wege der Auslegung hinreichend bestimmt werden. Die katasterrecht-

liche Gebäudeeigenschaft ist maßgeblich unter dem Gesichtspunkt der Darstellungs-

würdigkeit in der Liegenschaftskarte zu beurteilen; das Gebäude muss dafür von eini-

ger BedeutUng sein. Der Begriff des Gebäudes ist enger als der der baulichen Anlage 

LS.d. § 2 Abs. 1 BauO LSA (vgl. Kummer/Möllering, Vermessungs- und Geoinformati-

onsrecht Sachsen-Anhalt, 3. Auflage 2005, § 11 Anm. 3.3.2). Unter Berücksichtigung 

des Wortlauts, des systematischen Sinnzusammenhangs und unter Rückgriff auf die 

Gesetzesbegründung ergibt sich, dass als Gebäude im katasterrechtlichen Sinn regel-

mäßig ein Bauwerk mit Wohn-, Aufenthalts- oder Nutzungsräumen anzusehen ist, das 

ausreichend beständig, standfest und räumlich fest umschlossen ist; es muss selb-

ständig benutzbar und fest mit dem Erdboden verbunden sein und den. Zutritt von 

Menschen gestatten (vgl. VG Dessau, Urt. v. 17.09.2003 - 1 A 274/02 OE -). Die Ge-

bäudeeigenschaft ist gegeben, wenn alle Begriffsmerkmale zugleich erfüllt sind (vgl. 

Kummer/Möllering, a.a.O., § 11 Anm. 3.3.3). Räumliche Umschließung setzt nicht vor-

aus, dass das Gebäude an allen Seiten Außenwände hat; mehr als zwei Seiten müs-

sen jedoch umschlossen sein. Keine Gebäude LS.d. VermGeoG LSA sind u.a. Car-

ports (vgl. Kummer/Möllering, a.a.O., § 11 Anm. 3.3.5). 

In Anwendung dieser Grundsätze handelt es sich bei dem Schleppdach nicht um ein 

Gebäude im Sinne des VermGeoG LSA. Denn das Schleppdach ist ausweis lieh der 

vorgelegten Lichtbilder (BI. 21 f. Beiakte A) nicht an mehr als zwei Seiten fest um-

schlossen (vgl. zu einem Unterstand auch VG MD, Urt. v. 17.12.2007 - 4 A 118/07 MD 
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-). Nach der Verwaltungspraxis des Beklagten ist es auch nicht als (wesentlicher) Be-

standteil eines Gebäudes anzusehen, das in die Liegenschaftskarte einzutragen ist. 

Die Vertreter des Beklagten haben in der mündlichen Verhandlung nachvollzieh bar 

dargelegt, dass das Schleppdach vor 2008 in der Liegenschaftskarte als Gebäude ver-

zeichnet war, weil die ursprünglichen Eintragungen zu 95 % auf Luftbefliegungen be-

ruhten, so dass die Gebäudeeigenschaft nicht in jedem Einzelfall überprüft worden sei. 

Nunmehr führe er flächendeckend Feldvergleiche durch, bei denen er hier festgestellt 

habe, dass das Schleppdach zu Unrecht eingetragen gewesen sei. 

Für die Kammer ist auch nicht erkennbar, dass die Darstellung im Liegenschaftskatas-

ter erforderlich wäre, etwa für die Dachflächenentwässerung oder mögliche Baulasten. 

Da der Begriff des Gebäudes nicht mit dem Gebäudebegriff im Sinne der BauO LSA 

übereinstimmt, ist die Eintragung im Liegenschattskataster insbesondere nicht konstitu-

ierend für die Berechnung der Abstandsflächen im Sinne des § 6 BauO LSA. Soweit 

der Kläger eine Verletzung seines Eigentumsrechts geltend macht, folgt aus Art. 14 

Abs. 1 GG kein Anspruch, dass bestimmte Gebäude im Liegenschaftskataster darge-

stellt werden, zumal die Gebäude in der Liegenschaftskarte nur nachrichtlich darge-

stellt werden. 

Soweit die Löschung des Schleppdachs im Liegenschaftskataster dem Kläger durch 

Fortführung des Liegenschaftskatasters mit Bescheid vom 5. September 2008 erstmals 

bekannt gegeben wurde, besteht hiergegen keine Klagemöglichkeit mehr. Die Klage ist 

insoweit bereits unzulässig. Die von den Beteiligten im Rahmen der Zulässigkeit der ' 

Klage in den Vordergrund gestellte Frage, ob ein Widerspruch des Klägers vom 16. 

September 2008 (fristgemäß) bei dem Beklagten eingegangen ist, kann offen bleiben, 

weil ein Vorverfahren gegen die Bekanntgabe der Fortführung des liegenschaftskatas-

ters mit Bescheid vom 5. September 2008 gemäß § 8a AG VwGO nicht stattfindet. Der 

Kläger hat aber nicht innerhalb der Klagefrist des § 74 Abs. 1 Satz 2 VwGO nach Be-

kanntgabe des Bescheides vom 5. September 2008 bei dem erkennenden Gericht 

Klage erhoben. 

Im Übrigen ist die Klage jedenfalls unbegründet. Die Bekanntgabe der Fortführung des 

Liegenschaftskatasters mit Bescheid vom 5. September 2008 ist rechtmäßig und ver-

letzt den Kläger nicht in seinen Rechten (vgl. § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Wie oben 

ausgeführt hat der Beklagte das Schlepp dach zu Recht aus dem Liegenschaftskataster 

gelöscht. 

-) 9 -) 
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung über die 

vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO i. V. m. §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen dieses Urteil ist die Berufung an das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-
Anhalt in Magdeburg statthaft, wenn sie von dem Oberverwaltungsgericht zugelassen wird. D ie 

. Zulassung der Berufung ist bei dem Verwaltungsgericht Halle, Thüringer Straße 16, 06112 Hal-
le, innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils schriftlich zu beantragen. Der Zu las-
sungsantrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Innerhalb von zwei Monaten nach Zu-
stellung dieses Urteils sind die Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die 
Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Oberver-
waltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg, einzu-
reichen. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfe-
verfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies betrifft auch die Einreichung 
des Zulassungsantrages und seiner Begründung. 

Als Prozessbevollmächtigte vor dem Oberverwaltungsgericht sind zugelassen: 

1. Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule 
eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertrags staates des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Rich-
teramt haben. 

2. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene 
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Diplom-Juristen aus dem Beitrittsgebiet 
im Sinne des § 5 des Einführungsgesetzes zum Rechtsdienstleistungsgesetz oder durch Be-
schäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder Diplom-Juristen aus dem Beitrittsgebiet im zuvor 
genannten Sinn anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts ein-
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen-
schlüsse als Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. 

3. In Abgabeangelegenheiten: Auch Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer 
und vereidigte Buchprüfer, Personen und Vereinigungen im Sinne des § 3 Nr. 3 ades Steuer-
beratungsgesetzes sowie Gesellschaften im Sinne des § 3 Nr. 2 des Steuerberatungsgesetzes, 
die durch Personen im Sinne des § 3 Nr. 1 des Steuerberatungsgesetzes handeln. 

4. Berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder. 

5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher 
Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleich-
barer Ausrichtung und deren Mitglieder. 

~ 10 ~ 
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6. In Angelegenheiten der Kriegsopferfürsorge und des Schwerbehindertenrechts sowie der 
damit in Zusammenhang stehenden Angelegenheiten: Auch Vereinigungen, deren satzungs-
gemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der 
Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsgesetz oder der behinderten Menschen 
wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie 
ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkundige Prozessvertretung bieten. 

7. Juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in den 
Nummern 5 und 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person aus-
schließlich die Rechtsberatung und Prozess vertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder 
oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren 
Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit 
der Bevollmächtigten haftet. 

Bevollmächtigte, die keine natürlichen Personen sind, handeln durch ihre Organe und mit der 
Prozessvertretung beauftragten Vertreter. Ein Beteiligter, der nach den Nummern 1 und 3 bis 7 
zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. 

Bei dem Verwaltungsgericht Halle und bei dem Oberverwaltungsgericht Sachsen-Anhalt können 

in allen Verfahrensarten auch elektronische Dokumente nach Maßgabe der Verordnung über 

den elektronischen Rechtsverkehr bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften des Landes 

Sachsen-Anhalt vom 01. Oktober 2007 (GVBI. LSA 2007 S. 330), zuletzt geändert durch Ver-

ordnung vom 17. August 2010 (GVBJ. LSA 2010, S. 466), eingereicht werden. 

 

-7 11 -7 
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, 

Az.: 2 A 124/12 HAL 

BESCHLUSS 

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 2.500,00 Euro festgesetzt. 

Gründe: 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 52 Abs. 1 GKG .. Die Kammer bemisst das Inte-

. resse des Klägers - entsprechend ihrer Praxis in Verfahren der vorliegenden Art (Fort-

führung des Liegenschaftskatasters) - mit der Hälfte des sog. Auffangwertes gemäß § 

52 Abs. 2 GKG. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht des Landes 
Sachsen-Anhalt in Magdeburg statthaft, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200 
Euro übersteigt. Die Beschwerde ist auch statthaft, wenn sie das Gericht wegen grundsätzliCher 
Bedeutung zugelassen hat. Die Beschwerde ist spätestens innerhalb von sechs Monaten, 
nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich an-
derweitig erledigt hat, bei dem Verwaltungsgericht Halle, Thüringer ' Straße 16, 06112 Halle, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen; § 129 a 
ZPO gilt entsprechend. Anträge und Erklärungen können ohne Mitwirkung eines Bevollmächtig-
ten abgegeben werden. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festge-
setzt worden, so kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder form-
loser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. 

Bei dem Verwaltungsgericht Halle und bei dem Oberverwaltungsgericht Sachsen-Anhalt kön-
nen in allen Verfahrensarten auch elektronische Dokumente nach Maßgabe der Verordnung 
über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften des Lan-
des Sachsen-Anhalt vom 01. Oktober 2007 (GVBI. LSA 2007 S. 330), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 17. August 2010 (GVBI. LSA 2010, S. 466), eingereicht werden. 

 

Ausgefertigt: 

Halle, 7. Mai 2013 




